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II 

(Mitteilungen) 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss 

(Sache COMP/M.6831 — General Motors Company/Parts of Ally Financial) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2013/C 61/01) 

Am 22. Februar 2013 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten 
Zusammenschluss zu erheben und ihn für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären. Der 
vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfügbar und wird in einer um etwaige 
Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites veröffentlicht: 

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/ 
cases/). Auf dieser Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie 
Unternehmensname, Nummer der Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen 
werden, 

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/en/index.htm). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32013M6831 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum 
Gemeinschaftsrecht.
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IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Zinssatz der Europäischen Zentralbank für Hauptrefinanzierungsgeschäfte ( 1 ) 

am 1. März 2013: 0,75 % 

Euro-Wechselkurs ( 2 ) 

1. März 2013 

(2013/C 61/02) 

1 Euro = 

Währung Kurs 

USD US-Dollar 1,3000 

JPY Japanischer Yen 120,53 

DKK Dänische Krone 7,4562 

GBP Pfund Sterling 0,86470 

SEK Schwedische Krone 8,3660 

CHF Schweizer Franken 1,2245 

ISK Isländische Krone 

NOK Norwegische Krone 7,4855 

BGN Bulgarischer Lew 1,9558 

CZK Tschechische Krone 25,677 

HUF Ungarischer Forint 295,23 

LTL Litauischer Litas 3,4528 

LVL Lettischer Lat 0,7006 

PLN Polnischer Zloty 4,1477 

RON Rumänischer Leu 4,3640 

TRY Türkische Lira 2,3457 

Währung Kurs 

AUD Australischer Dollar 1,2741 

CAD Kanadischer Dollar 1,3437 

HKD Hongkong-Dollar 10,0829 

NZD Neuseeländischer Dollar 1,5759 

SGD Singapur-Dollar 1,6120 

KRW Südkoreanischer Won 1 415,56 

ZAR Südafrikanischer Rand 11,8092 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 8,0908 

HRK Kroatische Kuna 7,5912 

IDR Indonesische Rupiah 12 601,05 

MYR Malaysischer Ringgit 4,0262 

PHP Philippinischer Peso 52,867 

RUB Russischer Rubel 39,9750 

THB Thailändischer Baht 38,727 

BRL Brasilianischer Real 2,5825 

MXN Mexikanischer Peso 16,7042 

INR Indische Rupie 71,3880
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( 1 ) Auf das letzte Geschäft vor dem angegebenen Tag angewandter Satz. Bei Zinstendern marginaler Zuteilungssatz. 
( 2 ) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.



V 

(Bekanntmachungen) 

VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache COMP/M.6837 — Goldman Sachs/TPG Lundy/Exception Group Limited) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2013/C 61/03) 

1. Am 18. Februar 2013 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates ( 1 ) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: The 
Goldman Sachs Group, Inc. (im Folgenden: „Goldman Sachs“, USA) und TPG LundyCo, L.P. (im Folgenden: 
„TPG Lundy“, Kaiman-Inseln), das letztlich von der TPG-Gruppe (USA) kontrolliert wird, erwerben im Sinne 
von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung durch Erwerb von Anteilen an der 
Lloyds Banking Group, VK, die gemeinsame Kontrolle über das Unternehmen Exception Group Limited (im 
Folgenden: „Exception“, VK). 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— Goldman Sachs: erbringt als weltweit tätige Investmentbank Finanzdienstleistungen in den Bereichen 
Investmentbanking, Wertpapiere und Anlagenverwaltung, 

— TPG Group: ist als private Investmentgesellschaft weltweit tätig und verwaltet eine Fondsfamilie, die 
durch Übernahmen und Unternehmensumstrukturierungen Beteiligungen an unterschiedlichen Unter­
nehmen erwirbt, 

— Exception: ist auf dem Gebiet der Herstellung und des Vertriebs von gedruckten Schaltungen („printed 
circuit boards“/PCB) sowie der Bereitstellung von bestückten Leiterplatten sowie entsprechenden Test- 
Dienstleistungen tätig. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter 
die EG-Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie 
sich vor. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser Anmel­
dung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.6837 — Goldman 
Sachs/TPG Lundy/Exception Group Limited per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER- 
REGISTRY@ec.europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
J-70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË
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( 1 ) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 (nachstehend „EG-Fusionskontrollverordnung“ genannt).
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache COMP/M.6829 — Investindustrial/Aston Martin) 

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2013/C 61/04) 

1. Am 19. Februar 2013 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates ( 1 ) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Die 
Prestige Motor Holdings SA („PMH“, Luxemburg), die von dem Unternehmen Investindustrial V LP (Ver­
einigtes Königreich) kontrolliert wird, das wiederum von der BI-Invest Holdings SA, Luxemburg) kontrolliert 
wird, erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung durch Erwerb 
von Anteilen die Kontrolle über die Gesamtheit des Unternehmens Aston Martin Holdings (UK) Limited 
(„Aston Martin“, Vereinigtes Königreich). 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— PMH: Investitionen in Unternehmen mit Schwerpunkt auf der Kfz-Industrie, 

— Aston Martin: Herstellung und weltweiter Vertrieb von Luxus-Sportwagen. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter 
die EG-Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie 
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission 
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der EG-Fusionskontrollverord­
nung fallen könnte ( 2 ) in Frage. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser Anmel­
dung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.6829 — 
Investindustrial/Aston Martin per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY@ec. 
europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
J-70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË
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( 1 ) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 (nachstehend „EG-Fusionskontrollverordnung“ genannt). 
( 2 ) ABl. C 56 vom 5.3.2005, S. 32 („Bekanntmachung über ein vereinfachtes Verfahren“).
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SONSTIGE RECHTSHANDLUNGEN 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Mitteilung an Abderrahmane Ould El Amar, Hamada Ould Mohamed El Khairy und Iyad ag Ghali, 
die mit der Verordnung (EU) Nr. 180/2013 der Kommission in die Liste nach den Artikeln 2, 3 
und 7 der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates über die Anwendung bestimmter spezifischer 
restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit dem Al-Qaida- 

Netzwerk in Verbindung stehen, aufgenommen wurden 

(2013/C 61/05) 

1. Mit dem Gemeinsamen Standpunkt 2002/402/GASP ( 1 ) wird die Union zum Einfrieren der Gelder und 
wirtschaftlichen Ressourcen der Mitglieder der Al-Qaida-Organisation sowie anderer mit ihnen in Verbin­
dung stehender Personen, Vereinigungen, Unternehmen und Organisationen aufgefordert, die in der nach 
den Resolutionen 1267(1999) und 1333(2000) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen erstellten Liste 
aufgeführt sind, die von dem mit der Resolution 1267(1999) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
eingesetzten Ausschuss der Vereinten Nationen regelmäßig zu aktualisieren ist. 

Auf der von dem genannten Ausschuss der Vereinten Nationen erstellten Liste stehen: 

— Al-Qaida, 

— natürliche und juristische Personen, Organisationen, Einrichtungen und Vereinigungen, die mit Al-Qaida 
in Verbindung stehen, und 

— juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen, die im Eigentum oder unter der Kontrolle dieser 
mit Al-Qaida in Verbindung stehenden Personen, Organisationen, Einrichtungen und Vereinigungen 
stehen oder diese unterstützen. 

Zu den Handlungen oder Aktivitäten, die darauf schließen lassen, dass eine Person, eine Vereinigung, ein 
Unternehmen oder eine Organisation mit Al-Qaida „in Verbindung steht“, zählen: 

a) die Beteiligung an der Finanzierung, Planung, Erleichterung, Vorbereitung oder Begehung von Hand­
lungen oder Aktivitäten durch, zusammen mit, unter dem Namen oder im Namen von oder zur 
Unterstützung von Al-Qaida oder einer ihrer Zellen, Unterorganisationen, Splittergruppen oder Ableger, 

b) die Lieferung, der Verkauf oder die Weitergabe von Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial an 
diese, 

c) die Rekrutierung für diese oder 

d) die sonstige Unterstützung ihrer Handlungen oder Aktivitäten. 

2. Der Ausschuss der Vereinten Nationen hat am 21. Februar 2013 beschlossen, Abderrahmane Ould El 
Amar und Hamada Ould Mohamed El Khairy in die einschlägige Liste aufzunehmen. Der Ausschuss der 
Vereinten Nationen beschloss ferner am 22. Februar 2013, Iyad ag Ghali in die Liste aufzunehmen. Die 
Betroffenen können jederzeit einen mit Belegen versehenen Antrag auf Überprüfung des Beschlusses, sie in 
die genannte Liste der Vereinten Nationen aufzunehmen, an die Ombudsperson der Vereinten Nationen 
richten. Der Antrag ist an folgende Anschrift zu senden: 

United Nations — Office of the Ombudsperson 
Room TB-08041D 
New York, NY 10017 
UNITED STATES OF AMERICA 

Tel. +1 2129632671 
Fax +1 2129631300/3778 
E-Mail: ombudsperson@un.org
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( 1 ) ABl. L 139 vom 29.5.2002, S. 4.
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Weitere Informationen hierzu finden Sie im Internet unter der Adresse http://www.un.org/sc/committees/ 
1267/delisting.shtml 

3. Im Anschluss an den unter Nummer 2 genannten Beschluss der Vereinten Nationen hat die Kommis­
sion die Verordnung (EU) Nr. 180/2013 ( 1 ) erlassen, mit der Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 
des Rates über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen 
und Organisationen, die mit dem Al-Qaida-Netzwerk in Verbindung stehen ( 2 ), geändert wird. Mit der nach 
Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 7a Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 vorgenom­
menen Änderung werden Abderrahmane Ould El Amar, Hamada Ould Mohamed El Khairy und Iyad ag 
Ghali in die Liste in Anhang I der genannten Verordnung (im Folgenden „Anhang I“) aufgenommen. 

Die folgenden Maßnahmen der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 finden auf die in Anhang I aufgenommenen 
natürlichen Personen und Organisationen Anwendung: 

1. das Einfrieren aller Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die den betroffenen Personen und Organi­
sationen gehören oder in ihrem Eigentum stehen oder von ihnen verwahrt werden, und die Vorschrift, 
dass keiner der betroffenen Personen und Organisationen direkt oder indirekt Gelder und wirtschaftliche 
Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder ihnen zugute kommen dürfen (Artikel 2 und 2a ( 3 )), und 

2. das Verbot, auf unmittelbarem oder mittelbarem Wege technische Beratung, Hilfe oder Ausbildung im 
Zusammenhang mit militärischen Tätigkeiten an die betroffenen Personen und Organisationen zu liefern, 
zu verkaufen und weiterzugeben (Artikel 3). 

4. In Artikel 7a der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 ( 4 ) ist ein Überprüfungsverfahren vorgesehen, nach 
dem die Betroffenen zu den Gründen für die Aufnahme in die Liste Stellung nehmen können. Die mit der 
Verordnung (EU) Nr. 180/2013 in Anhang I aufgenommenen Personen und Organisationen können bei der 
Kommission beantragen, dass ihnen die Gründe für ihre Aufnahme in die Liste mitgeteilt werden. Der 
Antrag ist an folgende Anschrift zu senden: 

Europäische Kommission 
‘Restrictive measures’ 
Rue de la Loi/Wetstraat 200 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

5. Die betroffenen Personen und Organisationen werden ferner darauf aufmerksam gemacht, dass sie die 
Verordnung (EU) Nr. 180/2013 unter den in Artikel 263 Absätze 4 und 6 des Vertrags über die Arbeits­
weise der Europäischen Union genannten Voraussetzungen vor dem Gericht der Europäischen Union 
anfechten können. 

6. Die in Anhang I aufgenommenen Personen und Organisationen werden darauf hingewiesen, dass sie 
bei den in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 angegebenen zuständigen Behörden des betref­
fenden Mitgliedstaats bzw. der betreffenden Mitgliedstaaten beantragen können, dass ihnen eine Genehmi­
gung für die Verwendung der eingefrorenen Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen zur Deckung ihrer 
Grundbedürfnisse oder für bestimmte Zahlungen nach Artikel 2a der Verordnung erteilt wird.
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( 1 ) ABl. L 59 vom 2.3.2013, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 139 vom 29.5.2002, S. 9. 
( 3 ) Artikel 2a wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 561/2003 des Rates (ABl. L 82 vom 29.3.2003, S. 1) eingefügt. 
( 4 ) Artikel 7a wurde durch die Verordnung (EU) Nr. 1286/2009 des Rates (ABl. L 346 vom 23.12.2009, S. 42) eingefügt.
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